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chenendgrundstücken ist im Rahmen der Möglichkeiten des 
Territoriums Unterstützung zu gewähren, wenn auf dem 
Grundstück ein mit Baugenehmigung/Bauzustimmung er­
richtetes Gebäude vorhanden war und das Grundstück stän­
dig persönlich zu Erholungszwecken genutzt wurde.

(2) Für die Wiederbeschaffung von Kleingärten des Ver­
bandes der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter 
(VKSK) gelten die für diese gesellschaftliche Organisation 
getroffenen speziellen staatlichen Festlegungen.

§ 6

Erfüllung von Ansprüchen der Gläubiger

(1) Ansprüche der Inhaber von Rechten, die bisher im 
Grundbuch eingetragen waren und durch den Entzug des 
Eigentumsrechtes an Grundstücken oder Gebäuden erloschen 
sind, sowie Ansprüche der bisherigen Mieter und Nutzer 
(nachfolgend Gläubiger genannt) für bauliche Veränderungen 
und Anpflanzungen, die auf der Grundlage von Miet- oder 
NutzungsVerträgen vorgenommen wurden, sind gegenüber 
dem Rat des Kreises nachzuweisen. Die nachgewiesenen An­
sprüche werden durch den Rat des Kreises aus der Entschä­
digung erfüllt.

(2) Für die Gläubiger tritt bis zur Erfüllung ihrer An­
sprüche die Entschädigung an die Stelle der Grundstücke oder 
Gebäude, für die das Eigentumsrecht entzogen worden ist.

(3) Die aus der Entschädigung zu erfüllenden Ansprüche 
werden ab dem im § 3 Abs. 2 festgelegten Zeitpunkt mit 4 % 
verzinst. Diese Zinsen sind ebenfalls aus der Entschädigung 
zu zahlen.

(4) Ansprüche gegen die Entschädigung sind in nachste­
hender Reihenfolge zu erfüllen:

1. Ansprüche für bauliche Veränderungen und Anpflanzun­
gen, die auf der Grundlage von Miet- oder Nutzungs­
verträgen entstanden sind,

2. alle weiteren Ansprüche in der Reihenfolge gemäß den 
für die Verteilung des Verkaufserlöses bei der Vollstrek- 
kung in Grundstücke und Gebäude geltenden Rechts­
vorschriften.

§7

Erlaß volkseigener Forderungen

Können volkseigene Forderungen aus der Entschädigung 
nicht beglichen werden, ist gegenüber Bürgern der Deut­
schen Demokratischen Republik der Erlaß möglich.

§3

Feststellung des Entschädigungsanspruches

(1) Das Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und 
Preise stellt die Höhe des Entschädigungsanspruches fest und 
erteilt darüber einen Feststellungsbescheid.

(2) Der Feststellungsbescheid ist rechtskräftig, wenn

— der Entschädigungsberechtigte oder sein Vertreter auf das 
Rechtsmittel der Beschwerde gemäß § 13 schriftlich ver­
zichten,

— innerhalb der Rechtsmittelfrist kein Rechtsmittel einge­
legt wird,

— über das Rechtsmittel endgültig entschieden ist.

(3) Gläubiger, deren bisher im Grundbuch eingetragene 
Rechte erloschen sind, hat der Rat des Kreises darüber zu 
benachrichtigen, daß der Feststellungsbescheid rechtskräftig 
ist und die Höhe des Anspruches gegenüber dem Mitglied 
des Rates des Kreises für Finanzen und Preise nachzuweisen 
ist.

§9
Entschädigungskommission

(1) Zur Beratung von Problemen, die bei der Entscheidung 
über die Entschädigung und deren Zahlung von Bedeutung 
sind, ist unter Vorsitz des Mitgliedes des Rates des Kreises 
für Finanzen und Preise eine Entschädigungskommission zu 
bilden.

(2) Die ständigen Kommissionen für Haushalt und Finan­
zen der Kreistage können ihre Mitglieder zur Mitarbeit in 
der Entschädigungskommission delegieren.

(3) Die Entschädigungsberechtigten haben das Recht, ihre 
Anliegen zur Entschädigung vor der Erteilung des Feststel­
lungsbescheides vor der Entschädigungskommission vorzu­
tragen.

§ 10

Zuständigkeit der Gerichte

(1) Streitigkeiten über die Person des Entschädigungsbe­
rechtigten sowie Streitigkeiten zwischen dem Entschädigungs­
berechtigten und dessen Gläubigern über das Bestehen und 
die Höhe ihrer Ansprüche entscheidet auf Antrag das Ge­
richt. Zuständig ist das Kreisgericht, in dessen Bereich die 
Grundstücke, Gebäude, baulichen Anlagen und Anpflanzun­
gen sich befinden.

(2) Der Entschädigungsberechtigte und dessen Gläubiger 
können die gerichtliche Verteilung der Entschädigung bean­
tragen. Für das gerichtliche Verteilungsverfahren finden die 
Bestimmungen über die Vollstreckung in Grundstücke und 
Gebäude entsprechende Anwendung.

§11
Zahlung der Entschädigung

(1) Die Zahlung der Entschädigung erfolgt, nachdem der 
Feststellungsbescheid gemäß § 8 Abs. 2 rechtskräftig gewor­
den ist.

(2) Bestehen Ansprüche gemäß § 6 Abs. 1, erfolgt die Zah­
lung der Entschädigung erst, wenn die Ansprüche gegenüber 
dem Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und Preise 
nachgewiesen sind.

(3) Vor der Zahlung der Entschädigung werden Forderun­
gen der Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemein­
den auf fällige Steuern, Abgaben und Gebühren beglichen.

§ 12
Zahlungsweise

(1) Die Zahlung der Entschädigung und die Erfüllung der 
Ansprüche aus der Entschädigung erfolgt in jährlichen Ra­
ten bis zu jeweils 3 000 M.

(2) Für Beträge über 3 000 M sind grundsätzlich Schuld­
buchforderungen gemäß den Rechtsvorschriften zu begrün­
den.

(3) Die Zahlung der Entschädigung und die Zahlung für 
die zu erfüllenden Ansprüche erfolgt unabhängig von der 
Höhe in einem Gesamtbetrag an
— Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, denen 

das Eigentumsrecht an persönlich genutzten Eigenheimen, 
Wochenendgrundstücken und anderen persönlich genutz­
ten Grundstücken, Gebäuden, baulichen Anlagen sowie 
Anpflanzungen entzogen worden ist,

— volkseigene Gläubiger, sozialistische Genossenschaften und 
gesellschaftliche Organisationen.

(4) Für die Erhaltung und Schaffung von Wohnraum kön­
nen über die im Abs. 1 genannten Ratenzahlungen hinaus­
gehende Beträge gezahlt werden. Die Entscheidung darüber 
trifft das Mitglied des Rates des Kreises für Finanzen und 
Preise.


